
Sehr geehrte Damen und Herren,

die Hinzuredtnungen zum Gewerbeertrag sieht der Bundesfinanzhof als
verfassungsgemäß an. Darüber hinaus hat das Gericht bestätigt, dass der
Charakter der gewerbesteuerlichen Hinzurechnungsvorschriften noch keinen
Grund für einen Steuererlass darstellt, selbst wenn es zu einer Substanz-
besteuerung kommt.

Wer ein Gebäude herstellt und Vorsteuer geltend machen möchte, muss dies
termingerecht dem Finanzamt melden. Erfolgt dies nicht bis zum 31. Mai des
auf den Leistungsbezug folgenden Jahres, ist derVorsteuerabzug für das Jahr
nicht möglich.

Haben Sie Fragen zu den Artikeln dieser Blitzlicht-Ausgabe oder zu anderen
Themen? Bitte sprechen Sie uns an. Wir beraten Sie gern.

Gewerbesteuerliche Hinzurech-
nung von Miet- und Pachtzinsen
ist verfassungsgemäß
Mieten und Pachten für weiterver-
mietete oder verpachtete lmmobilien
sind dem Gewinn aus Gewerbebetrieb
hinzuzurechnen. Die Hinzurechnung ist
nact einem Urteil des Bundesfinanz-
hofs verfassungsgemäß. Die gesetzli-
che Vorschrift ist nach dieser Beurtei-
lung Ausdruck der gesetzgeberischen
Entscheidung, Aufwendungen, die ein
Finanzierungselement im weitesten
Sinn beinhalten, nur noch eingeschränkt
bei der Ermittlung des Gewerbeertrags
zu berücksichtigen.

Dem Urteil lag der Fall zu Grunde,
dass eine GmbH zu einem festen Miet-
zins Ladenlokale anmietet. Sie wurden
zu einem umsatzabhängigen Miet- oder
Pachtzins einschließlich darin befind-

Steuerart Fälligkeit

28.01.2015 25.02.2015

Seit dem 01.01.2005 ist di€ Kapitalefiragsteuer
sowie der darauf entfallende Solidaritätsu$hläg
zeitgleidr mit €iner erfolgt€n Gewinnaussdtüttung
an den Anteilseigner an das zusländige Finanzamt
abzuführen.

1 Für den abgelaufenen Monat; bei Vierteljahreszahlern
für das abgelaufene Kalendervi€rteliahr;
b€i Jahresahlern für das abgelaufene Kalenderjahr.

2 Für den abgelautenen Monat.
3 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung

für den vorletzten Monat; bei V erteljahreszahlern (ohne
Dau€rfristverlängerung) rür das vorangegangene Kalen-
deruierteliahr.

4 Für den abgelaulenen Monat; bei Dauerfristverlängerung
für den vorletzten Monat, beiVierteljahreszahlern mit
Dauerfristverlängerung für das vorangegangene Kalender
vierteliahr.

5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmel'
dungen müss€n grundsätzlich bis zum 10. des dem An'
meldungseitraum fol genden Monats {auf elektronisdrem
Weg) abgegeben werd€n. Fällt der 10. auf einen Samstag,
Sonntag oder Feiertag, ist der nächsteWerhag der Stich-
tag. Bei eioer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen wer
den keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Uberyeisung
muss so frühz€itig erfolgen, da$ dieWertstellung aufdem
Konto des Finanzamts amTag der Fälligkeit erfolgt.

6 Bei Zahlung durch S€heck ist zu beadrten, dass die
Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Sdrecks beim
Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine trn-
zugsermächtigung erteilt werden.

7 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge
sind einheitlidt auf den drittletzten Bankarbeitstag des
laufenden Monats vorgezogen worden. Um Säumnis'
zusdrläge zu vermeiden, empliehh sidr das Lastsc+rrift-
verfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher
Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Oiese müssen
dann bis spätestens ilei Arbeitstage vor Fälligkeit
(d. h. am 25.01./23.02.2015) an die jeweilige Einzugsstelle
üb€rmittelt werden. R€gionale Besonderheiten bzgl der
Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuch-
führung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die
Lohn' und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeit-
stermin an den Eeaufrragten übermittelt werden, Die§ gilt
insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder
auf einenTag nach Feiertagen fällt.

Lohnsteuer, Kirchensteuet Solidaritätszuschlag

Umsatzsteuer

U msatzste uer-Sondervorausza h lung

Ende der Schonfrist

obiger Steuerarten
bei Zahlung durch.

Uberweisung s

Schec* 6

12.01.20151

12.01 .2015 3

Entfällt

15 01.2015

07.01 2415

10.02.2015,

10.02.2015 j

10.02.2015

13 02 2015

06.02 2015

Gewerbesteuer

Grundsteuer

Ende der Schonfrist

obiger Steuerarten

ber Zahlung durch:

Uberweisung

Scheck 5

Entfällr

Entfällt

Entfä l

Entfällt

16.02.2015

16.02.201s

19.02.201 5

13 02.2015

Sozialversicherung 7

Kapitalertragsteuer,
Solidaritätszuschlag

,nfl Jörg Aulbach
i;iffi
wlvw. JA-Steuerberater,de

Blitzlicht
Steuern /// Recht /// Wirtschaft 01 /2015

Termine Steuem / Sozialversicherung Januar/Februar 2015



I icher Verkauf sein richtungen weiterver-
mietet. Die angefallenen Mietaufwen-
dungen wurden mit ihrem gesetzlich
festgelegten Anteil dem Gewerbeertrag
hinzugerechnet.

Kein Gewerbesteuererlass
trotz Gewinnaufzehrung durch
Steuerbelastung bei gewerblicher
Zwischenverpachtung
Eine GmbH pachtete zwei Hotels, die
sie im Wege der Unterverpachtung ei-
nem Dritten zur Nutzung überließ. Sie

erwirtschaftete einen Gewinn aus Ge-
werbebetrieb in Höhe von 105.395 €.
Die darauf zu zahlende Körperschaft-
steuer belief sich auf 15.809 €, die
Gewerbesteuer durch H inzurechnung
der Pachtzinsen i. H. v.522.790€ auf
89.902 €. Damit überstieg die Ertrag-
steuerbelastung den entstandenen Ge-
winn um 316 €. Das Finanzamt lehnte
trotzdem einen teilweisen Erlass an-
teiliger Gewerbesteuer aus Billigkeits-
gründen ab.

Der Bundesfinanzhof sclrloss sich
der Auffassung des Finanzamts an. Der
Charakter der gewerbesteuerlichen Hin-
zurechnungsvorschriften stellt noch kei-
nen Grund für einen Steuererlass dar,

selbst wenn es zu erner Substanzbe-
steuerung kommt. Gründe für einen
zumindest Teilerlass könnten lediglich
vorliegen, wenn die Gewerbesteuer bei
einer über mehrere Jahre andauernden
Verlustperiode nicht mehr aus dem Er-

trag des Unternehmens gezahlt wer-
den kann, sondern aus der Substanz
gezahlt werden muss. Außerdem muss

diese Belastung im Zusammenwirken

mit anderen Steuerarten zu existenzge-
fäh rdenden oder existenzvernichtenden
Härten führen.

Die Ablehnung eines Eriasses wird
im konkreten Fall damit begründet, dass
der Gewinn nahezu ausrercht, um die
Gewerbe- und Körperschaftsteuer zah-
len zu können.

Abfärbewirkung bei Beteiligung an
einer gewerblich tätigen Mitunter-
nehmerschaft mit abweichendem
Wirtschaftsjahr
Beteiligt sich eine vermögensverwal-
tende Personengesellschatt (Oberge-
sellschaft) an einer gewerblich tätigen
Mitunternehmerschaft (Untergesell-
schaft), kommt es zur so genannten
Abfärbewirkung. Alle Einkünfte der
Obergesellschaft werden durch die ge-
werblichen Beteiligungseinkünfte der
Untergesellschaft zu Einkünften aus
Gewerbebetrieb umqualifiziert. Hat die
Untergesellschaft ein abweichendes
Wirtschaftsjahr, tritt die Abfärbewir-
kung erst in dem Jahr ein, in dem das
abweichende Wirtschaftsjahr endet.
Denn erst dann ist der Obergesell-
schaft grundsätzlich ein Gewinnanteil
zugewiesen.

Beispiel
Eine vermögensverwaltende Perso-

nengesellschaft (Obergesellschaft)

erwirbt mitWirkung zum 1. Juli 2012

eine Kommanditbeteiligung an ei-
ner KG. Diese betreibt ein gewerbli-

ches Unternehmen mit vom Kalen-

der abweichendem Wirtschaftsjahr
vom 1. Juli bis 30. Juni. Die Abfär-

bewirkung bei der Obergesellschaft
tritt erst im Jahr 2013 ein.

(Ouelle: Urteil des Bundesfinanzhofs)

Teilwertabschreibung auf Grund
und Boden zulässig
Teilwertabschreibungen sind grundsätz-

lich auch auf nicht abnutzbare Wirt-
schaftsgüter des Anlagevermögens
möglich. Bei der Beurteilung ist ledig-

lich aus der Sicht am Bilanzstichtag zu

beurteilen, ob mehr GrÜnde f ür eine
andauernde Wertminderung sprechen

als dagegen. Grundlage f ür eine sol-

che Beurteilung können herabgesetzte
Bodenrichtwerte der Gutachteraus-
schüsse sein.
(Ouelle: Beschluss des Bundesfinanz-
hofs)

Gewinnrealisierung bei
Bau in genieu rleistu n ge n
Ein lngenieurbüro für Bautechnik in

Form einer Kommanditgesellschaft (KG)

ermittelte den Gewinn durch Betriebs-
vermögensvergleich nach dem Ein-
kommensteuergesetz. ln ihrer Bilanz
auf den 31. Dezember 2000 aktivierte
sie unfertige Leistungen in Höhe von
8,5 Mio. DM und passivierte erhaltene
Anzahlungen in Höhevon rd. i'l Mio. DM
als Verbindlichkeiten, da sie davon aus-
ging, dass insoweit eine Gewinnrealisie-
rung noch nicht eingetreten sei. Nach

einer Außenprüfung vertrat das Finanz-
amt die Auffassung, dass ein wesentli-
cherTeil der Leistungen, die die KG in
ihrer Bilanz als unfertige Leistungen aus-
gewiesen hatte, bereits wirtschaftlich
erfüllt und der Gewinn auch insoweit
realisiert sei. Für mögliche Belastungen
durch Restarbeiten und Planungsfehler
setzte es eine Rückstellung in Höhe der
Differenz zwischen den Honorarforde-
rungen und den erhaltenen Anzahlun-
gen an und erhöhte den Gesamthands-
gewinn der KG auf rd.4 Mio. DM.

Der Bundesfinanzhof hat entschie-
den, dass Gewinnrealisierung bei Pla-

nungsleistungen eines lngenieurs nicht
erst mit der Abnahme oder Stellung der
Honorarschlussrechnung eintritt, son-
dern bereits dann, wenn der Anspruch
auf Abschlagszahlung nach § 8 Abs. 2

HOAI entstanden ist. Abschlagszahlun-
gen nach § 8 Abs. 2 HOAI sind nicht
wie Anzahlungen auf schwebende Ge-

schäfte zu bilanzieren.
Die Erhöhung des Gesamthands-

gewrnns der KG für das Streitlahr 2000
war rechtmäßig, da der festgestellte
Gewinn zum Abschlussstichtag bereits
in voller Höhe reatisiert worden war.

Bei Lieferungen und anderen Leistun-
gen wird Gewinn realisiert, wenn der

Leistungsverpflichtete die von ihm ge-

schuldeten Erfüllungshandlungen wirt-
schaftlich erfüllt hat und ihm die Forde-

rung auf die Zahlung so gut wie sicher

_6[ Jörg Aulbach
h;jffi
rvrvw. JA- Steuerberatende



ist. Eine Dienst- oder Werkleistung ist
wirtschaftlich erfüllt, wenn sie - abgese-
hen von unwesentlichen Nebenleistun-
gen - erbracht worden ist. Nach HOAI

in der im Streitjahr geltenden Fassung
hatte der Werkunternehmer in ange-
messenen zeitlichen Abständen einen
Anspruch auf Abschlagszahlungen für
bereits nachgewiesene Leistungen.

Vorsteuerabzug aus Baukosten
eines gemischt genutzten
Gebäudes nur bei rechtzeitiger
Zuordnung zum Untemehmens-
vermögen
Ein Unternehmer begann 2007 mit
dem Bau eines Gebäudes, das 2009
fertig gestellt wurde. Einige Räume

wurden danach umsatzsteuerpflich-
tig vermietet, andere für eigene
Wohnzwecke genutzt. lm Novem-
ber 2010 gab er die Umsatzsteuer-
erklärung 2007 ab und machte darin

die Vorsteuern für die 2007 angefalle-
nen Baukosten insoweit geltend, als

sie auf die umsatzsteuerpflichtig ver-

mieteten Räumlidrkeiten entf ielen.

Der Bundesfinanzhof entschied,
dass der Vorsteuerabzug für 2007
nicht zu gewähren ist, weil eine Zu-

ordnung des umsatzsteuerpflichtig
vermieteten Gebäudeteils zum Un-

ternehmensvermögen nicht recht-
zeitig dem Finanzamt gegenüber

erklärt worden war.

Hinweis
Die Erklärung über die Zuordnung
ist spätestens bis zum 31. Mai des
auf den Leistungsbezug folgenden

Jahres dem Finanzamt gegenÜber

abzugeben.

Veräußerung einer unvermieteten
Ferienwohnung als nicht umsatz-
steuerba re Geschäft sveräußerun g

im Ganzen
Nach Auffassung des Bundesfinanz

hofs liegt erne n cht umsatzsteuerbare

Gescräftsveräußerr'g vo, we^' e le

Ferienwohnung, die zur Vermietung be-
stimmt ist, veräußert wird.

Dies gilt entgegen der Auffassung
der Finanzverwaltung unabhängig da-
von, ob die Wohnung im Zeitpunkt der
Veräußerung vermietet ist. Zwar stellt
die Veräußerung ernes unvermieteten
Grundstücks regelmäßig keine Veräu-
ßerung eines Unternehmens(-teils) dar.

Dies ist aber bei Ferienwohnungen
anders. Hier reicht es aus, dass diese
vom Veräußeter zv Vermietung be-
stimmt war und der Erwerber diese
Vermietungsabsicht fortf ührt.

Umsatzsteuediche Bemessungs-
grundlage für Gesellschafter-
Geschäftsführer überlassenen
Firmenwagen
Wird einem GmbH-Gesellschafter-Ge-

schäftsführer ein Firmenwagen unent-
geltlich auch für Privatfahrten überlas-

sen und kein Fahrtenbuch geführt, hat
er den Wert des Vorteils hierfür nach

der sog. 1 %-Methode der Einkommen-
steuer zu unterwerfen. Gleichzeitig ist
auch Umsatzsteuer abzuführen. Zur Be-

messungsgrundlage hat der Bundesfi-
nanzhof in einem neuen Urteil Stellung
genommen.

Danach ist zunächst festzustellen,
ob die Überlassung des Firmenwagens
im Zusammenhang mit der Arbeits-
leistung des Geschäftsführers steht
oder seinen Grund im Gesellschafts-
verhältnis hat. Hreraus ergeben sich

unterschiedliche Umsatzsteuerbemes-
sungsgrundlagen, wie die nachfolgen-

den Beispiele zeigen.

1. Beispiel
Überlassung auf Grund des
Arbeitsverhähnisses

2. Beispiel
Überlassung auf Grund des
Gesel lschaftsverhä ltn isses

Hinweis
Das Gericht folgt mit dem Urteil
ausdrücklich der Auffassung der Fi-

nanzverwaltung.

Rückwirkende Anderung des
Heizkostenverteilu ngssch lüssels
ist unzulässig
Den Schlüssel für die Verteilung der
Heizkosten dürfen Wohnungsergentü-
mer nicht rückwirkend ändern. Eine An-

derung ist nur zu Beginn eines Abrech-
nungszeitraums zulässig.

ln dem vom Landgericht Hamburg
entschiedenen Fall hatten Wohnungs-
eigentümer mehrheitlich die Verteilung

der Heizkosten in der Jahresabrech-
nung rückwirkend geändert. Hiergegen

wendete sich ein WohnungseigentÜ-
mer. Das Gericht gab ihm Becht. Der an-

gefochtene Beschluss der Wohnungs-
eigentümergemeinschaft widerspricht
ordnungsgemäßer Verwaltung. Die rÜck-

wirkende Anderung des Verteilungs-
schlüssels {ür Heizkosten ist unzuläs-

sig. Die Festlegung und Anderung des

Abrechnungsmaßstabs ist nach der

Heizkostenverordnung nur mit Wirkung

zu Beginn eines Abrechnungszeitraums

zulässig. Diese gesetzliche Regelung

gilt auch im Wohnungseigentumsrecht.
Ebenso ergibt sich aus den Grund-

sätzen ordnungsgemäßer Verwaltung,

dass eine rÜckwirkende Veränderung

von VerteilungsschlÜsseln, die zu einer

Brutto-Listenpreis

12 o/o hiervon

20 o/o Abzug lür
nicht vorsteuerbe-
haftete Kosten

verbleiben netto

19 7o Umsatzsteuer
hiervon

12 % hiervon als

Bemessungsgrund-
lage brutto

19 % Umsatzsteuer

3.025,21 e

Umsatzsteuer
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nachträglichen Neubewertung eines
bereits abgeschlossenen Sachverhalts
führen, in der Begel unzulässig ist. Nur
wenn der bisherige Schlüssel unbrauch-
bar oder unpraktikabel ist oder zu grob
unbilligen Ergebnissen führt, ist aus-
nahmsweise eine rückwirkende Ande-
rung möglich. lm entschiedenen Fall

war für das Gericht jedoch keine Aus-
nahmesituation erken nbar.

Objektbezogen heit der Beschei-
nigung für die lnanspruchnahme
erhöhter Absetzungen
Wird in einem im Sanierungsgebiet
gelegenen Gebäude durch Ausbau des
Dachbodens zu Wohnraum eine vorher
nicht vorhandene Eigentumswohnung
errichtet, kann daiür die ,,Sanierungs-
AfA" nur in Anspruch genommen
werden, wenn die zuständige Gemein-
debehörde die Erfüllung der Voraus-

setzungen objektbezogen bescheinigt.
Daher reicht es nicht, wenn beschei-
nigt wird, dass das gesamte Gebäude
in einem durch Sanierungssatzung förm-
lich festgelegten Sanierungsgebiet be-
legen ist.

Denn die Gewährung der Begünsti-
gung ist nicht für das Gebäude als Gan-

zes, sondern objektbezogen für die Ei-

gentumswohnung als selbstständiges
Wirtschaftsgut, das eigenen Regeln für
die erhöhten Absetzungen unterliegt,
zu beurteilen.
(Ouelle: Urteil des Bundesfinanzhofs)

Keine notwendige Beiladung der
übrigen Erwerber von Eigentums-
wohnungen bei Streit über Auf-
teilung des Gesamtkaufpreises
Ein Erwerber einer Eigentumswohnung
stritt sich mit dem Finanzamt, wie der
von ihm gezahlte Kaufpreis auf Grund

und Boden sowie Gebäude auizuteilen
ist. Letztendlich wollte er eine höhere
Bemessungsgrundlage für die Sonder-

abschreibungen nach dem Förderge-
bietsgesetz erreichen.

Als er auch vor dem Finanzgericht

nicht Becht bekam, rügte er, dass die

Erwerber der anderen Eigentumswoh-
nungen in dem Mehrparteienhaus nicht

beigeladen worden sind. Das allerdings

vergeblich, denn die Feststellung zur

Aufteilung des Kauf preises betrifft
keine gemeinschaftlichen Besteue-
rungsgrundlagen, sondern sind auf die
einzelnen Eigentumswohnungen bezo-
gen. Damit waren die übrigen Eigentü-
mer unter keinem denkbaren Gesichts-
punkt vom Ausgang des Rechtsstreits
rechtlich betroffen.
(Ouelle: Beschluss des Bundesfinanz-
hofs)

Miniiobs: Bestandsschutz- und
Übergangsregelungen laufen aus
Zum 01.01.2013 hat der Gesetzgeber
die Verdrenstgrenze für geringfügig
entlohnte Beschäftigte auf monatlich
450 € angehoben. ln diesem Zusam-
menhang verschoben sich auch die Ver-

dienstgrenzen für versicherungspflich-
tige Beschäftigungen in der Gleitzone
von ehemals 400,01 € bis 800,00 € auf
450,01 € brs 850 €. Für Arbeitnehmer,
die vor dem 1. Januar 2013 zwischen
400,01 € und 450,00 € verdient haben,

bestand bis zum 31.12.2012 Versiche-

rungspflicht in allen Zweigen der Sozial-
versicherung. Für die Berechnung der
Sozialversicherungsbeiträge war die zu

diesem Zeitpunkt geltende Gleitzonen-
formel anzuwenden.

Die Deutsche Rentenversicherung

Knappschaft-Bahn-See weist auf den
Wegfall der Übergangsregelungen für
Beschäftigungen in der Gleitzone zum

01.01.2015 hin:

r Aufgrund von Übergangsregelungen
besteht für diese Arbeitnehmer seit
dem 01.01.2013 weiterhin ein sozialversi-

cherungspf licfrtiges Beschäft igungsver-
hältnis nach Maßgabe der bisherigen
G leitzonenregelung. Obwohl die Voraus-

setzungen einer geringfügig entlohn-
ten Beschäftigung (450 €-Minijob) vor-
liegen, sind die hierfür maßgeblichen
Regelungen des Sozialversicherungs-
und Einkommensteuerrechts nicht an-

zuwenden.
r Diese Übergangsregelung endet am

31.12.2O1 4. Soweit das Beschäft igu ngs-

verhältnis über den 31.12.20i4 hinaus

unverändert fortbesteht, ändert sich der

sozialversicherungsrechtliche Status.

r Ab dem 01.01.201 5 wird aus der
Beschäftigung in der Gleitzone eine
geringfügig entlohnte Beschäftigung
(450 €-Minilob).
r Zu diesem Zeitpunkt entfällt die Ver-

sicfrerungspflicht in der Pflegeversiche-
rung. ln der Kranken- und Arbeitslosen-
versicherung tritt Versicherungsfreiheit
ein. Einzig die Rentenversicherungs-
pflicht bleibt bestehen, allerdings gel-

ten die Regelungen für 450 €-Minijobs.
Das heißt, der Minijobber kann sich auf
Antrag von der Rentenversicherungs-
pflicht befreien lassen. Der Arbeitneh-
mer ist bei der Krankenkasse ab- und
bei der Minijob-Zentrale anzumelden.
r Soweit der Status einer sozialver-

sicherungspflichtigen Beschäftigun g

über den 31.12.2014 erhalten bleiben
soll, besteht bei den Arbeitsvertrags-
parteien Handlungsbedarf. Hrerfür ist
es erforderlich, die arbeitsvertraglichen
Grundlagen in der Form abzuändern,
dass sich die regelmäßige monatliche
Vergütung ab dem 01.01.2015 auf über
450 € erhöht.
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